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Hinweise zur Anzeige einer Veranstaltung nach § 47 VstättV 
 
Die vorübergehende Verwendung von Räumen, für die keine Genehmigung als Versamm-
lungsstätte vorliegt, ist bei Veranstaltungen mit mehr als 200 Personen nach § 47 Ver-
sammlungsstättenverordnung rechtzeitig der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 

Verfahrensablauf:  
 
Für die Anzeige sind das Formular und Planunterlagen, spätestens 4 Wochen vor Veranstal-
tungsbeginn beim Bauamt einzureichen: 
 
1. Angaben zum Gebäude: 

a. Art des Gebäudes (genehmigte Nutzung) 
b. Bauart tragende Bauteile (Wand, Decke) massiv oder Holzbauweise 
c. falls vorhanden, Angaben zum baulichen Brandschutz (am besten Aktenzeichen der 

urspr. Genehmigung des Gebäudes) 
d. Lage des Veranstaltungsraumes (EG, UG oder in einem OG) 

 
2. Lageplan (maßstäblich): 

a. Lage des für die Veranstaltung vorgesehenen Gebäudes, 
b. Lage zusätzlicher Anbauten/Zelte, Pavillons, Fahrgeschäfte und Vermassung Ab-

stände zu Gebäuden und Grundstücksgrenzen, 
c. Zufahrten und Bewegungsflächen für Rettungsdienste/Feuerwehr und Maßnahmen 

zur Freihaltung dieser Flächen, 
d. Lage der Parkplätze samt Zufahrten (um Überschneidungen mit den obigen Flächen 

ausschließen zu können), 
e. Abschrankungen/Umzäunungen des Geländes, einschließlich der Ausgänge, 
f. Bei Veranstaltungen in Räumen im UG oder OG Darstellung der Feuerwehraufstell-

fläche, 
 
3. Grundriss (maßstäblich): 

a. Bestuhlungsplan M: 1:100 oder 1:200, mit Darstellung Möblierung, Sitz- und Steh-
plätze, Lage und Abmessung Tanzfläche, Bühne, Ausschankeinrichtungen, u. ä. 

b. Rettungswegführung im Gebäude (möglichst entgegengesetzt liegend!) und bis zur 
öffentlichen Verkehrsfläche 

c. Rettungswegbreiten und -längen im Gebäude (s. § 7 VStättV) 
d. Lichte Breite von Ausgängen, Treppen und Fluren 



 

Stand: 06/2025  - Seite 2 - 

 

 

e. Beschreibung Bühne (Bühnentechnik, Beleuchtung, etc.) 
f. Darstellung Flucht- und Rettungswegebeschilderung 
g. Angaben zur Sicherheitsbeleuchtung 
h. Angaben zu Feuerlöschern, etc. 

 
Umgehend nach Überprüfung der vollständigen Unterlagen bestätigt das Bauamt dem Ver-
anstalter den Eingang der Anzeige und teilt mit, ob evtl. eine Ortseinsicht und ein Bescheid 
nach Art. 54 BayBO mit zusätzlichen Auflagen des Bauamtes erforderlich ist. 
 
Für die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben, insbesondere der Versammlungsstättenver-
ordnung und die Einholung weiterer erforderlicher Genehmigungen wie z. B. gaststätten-
rechtliche Erlaubnis, Abnahme durch Lebensmittelrecht, Gestattung durch Gemeinde, ist der 
Veranstalter eigenverantwortlich zuständig. 
Für die Aufstellung und den Betrieb von Festzelten (fliegende Bauten) sind die Anforderun-
gen des Art. 72 BayBO zu beachten.  
 
Gebühren: 

Der Bescheid ist gebührenpflichtig. Die Höhe bemisst sich fallbezogen am Aufwand, Gebüh-
renrahmen von 25 - 250 €. 
 
 


